
 

 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Tübingen  
über die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses und des festgestellten Planes 

(Az.: RPT0240-0513.2-18/2) 
vom 19.05.2025 

 
Planfeststellungsverfahren für das Vorhaben „B 32, Beseitigung des Bahnübergangs in Wan-
gen im Allgäu“; betroffene Stadt: Wangen im Allgäu (Landkreis Ravensburg) 
 
Mit Planfeststellungsbeschluss des Regierungspräsidiums Tübingen vom 13.05.2025, Az.: 
RPT0240-0513.2-18/2 ist der Plan für die Beseitigung des Bahnübergangs in Wangen im Allgäu 
festgestellt worden. 
 
Verfügender Teil: 
 
Der Plan für die Beseitigung des Bahnübergangs in der Großen Kreisstadt Wangen im Allgäu (Land-
kreis Ravensburg) im Zuge der Bundesstraße B32 Ravensburger Straße/Buchweg und der Bahn-
strecke 4560 von Kißlegg nach Hergatz wird einschließlich aller sonstigen durch die Baumaßnahmen 
verursachten und in den Plänen enthaltenen Folgemaßnahmen gemäß §§ 17 ff. des Bundesfernstra-
ßengesetzes (FStrG) i. V. m. §§ 73 ff. des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) und §§ 
1 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) festgestellt.  
 
Die Planfeststellung umfasst insbesondere auch den landschaftspflegerischen Begleitplan und die 
darin enthaltenen Vermeidungs-, Kompensations- und Ersatzmaßnahmen, die artenschutzrechtlich 
veranlassten Maßnahmen sowie die notwendigen Folgemaßnahmen.  
 
Die Planfeststellung schließt die für das Vorhaben erforderlichen anderen behördlichen Entscheidun-
gen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Erlaubnisse und Planfeststellungen ein. 
Ausgenommen hiervon sind wasserrechtliche Entscheidungen und Erlaubnisse. Über diese wird ins-
besondere unter Abschnitt A., II., 1. dieses Beschlusses gesondert entschieden. 
 
Diese Entscheidung ergeht vorbehaltlich einer Entscheidung über die Anordnung von konstruktiven 
Maßnahmen für den Fall, dass nach der Herstellung der verlängerten Praßbergstraße und deren 
Inbetriebnahme als bauzeitliche Verkehrsführung eine über das normale Maß hinausgehende, di-
rekte Blendwirkung durch den Verkehr auf der bauzeitlichen Verkehrsführung an der Fassade des 
Gebäudes der Einwender Nr. 1.67 entsteht.  
 
In weiteren Entscheidungen umfasst der Planfeststellungsbeschluss wasserrechtliche Erlaubnisse 
und Befreiungen sowie eine Erlaubnis nach § 3 der Verordnung über die Landschaftsschutzgebiete 
„Blauer See", „Mittelsee mit Obersee", „Herzogenweiher" und „Hammerweiher mit Buch“ im Land-

kreis Wangen vom 10. April 1963 (LGS-VO). Ansprüche auf passive Lärmschutzmaßnahmen und 
Nutzungsausfallentschädigungen für die Betroffenen werden dem Grunde nach verbindlich festge-
setzt. Dem Träger des Vorhabens werden Nebenbestimmungen auferlegt, die vom Vorhabenträger 
abgegebenen Zusagen werden für verbindlich erklärt und sind einzuhalten.  
Ferner wird in dem Planfeststellungsbeschluss über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, 
Forderungen und Anregungen entschieden. Sofern die Befassung mit Einwendungen nicht unter Be-
nennung der Einwendernummer bzw. des personenbezogenen Sachverhalts oder des betroffenen 
Grundstücks erfolgt, wird das Vorbringen aus Gründen der Vereinfachung im thematischen Zusam-
menhang an entsprechender Stelle im Beschluss behandelt. 
 
Für weitere Details wird auf den Planfeststellungsbeschluss verwiesen. 



 

 
 

Auslegung: 
 
Der Beschluss liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes von Freitag, 23.05.2025, bis 
einschließlich Donnerstag, 05.06.2025, auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Tübingen 
unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpt in der Rubrik Service > Bekanntmachungen > Planfest-
stellungsverfahren > aktuelle Planfeststellungsverfahren: Straßen zur allgemeinen Einsicht aus.  
Aufgrund von Änderungen des maßgeblichen Verfahrensrechts im Bundesfernstraßengesetz erfolgt 
die Auslage ausschließlich im Internet. Es wird eine einfache Zugangsmöglichkeit vorgehalten, von 
welcher auf Anfrage (Tel.: 07071 757-0) beim Regierungspräsidium Tübingen, Referat 24, Gebrauch 
gemacht werden kann. 
 
Zustellung:  
 
Mit Ende der Veröffentlichungsfrist gilt der Beschluss dem Träger des Vorhabens, den Betroffenen 
und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Sitz in Mannheim Klage erhoben werden. 
 
Die Klage gegen diesen Planfeststellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung des 
Planfeststellungsbeschlusses gestellt und begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch den Planfeststellungsbe-
schluss Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb einer 
Frist von einem Monat stellen und begründen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Be-
schwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt. 
 
Hinweise:  
 
In der offengelegten Fassung des Planfeststellungsbeschlusses sind aus Gründen des Datenschut-
zes die Namen und Adressen der Einwender durch Vergabe einer "Einwendernummer" anonymisiert. 
Diese Einwender erhalten Ihre "Einwendernummer" beim Regierungspräsidium Tübingen. Soweit die 
Kenntnis von in diesem Beschluss nicht wiedergegebenen Daten (z.B. Namen, Anschrift oder von 
dem Vorhaben betroffene Grundstücke von Beteiligten) zur Geltendmachung rechtlicher Interessen 
erforderlich ist, können Beteiligte auf schriftlichen Antrag bei der Planfeststellungsbehörde (Regie-
rungspräsidium Tübingen, Referat 24) Auskunft über diese Daten oder darüber, wo das Vorbringen 
eines anderen Beteiligten abgehandelt ist, erhalten.  
Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Planfeststellungsbeschluss bis zum Ablauf der 
Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
schriftlich oder elektronisch angefordert werden. 
 
Tübingen, 19.05.2025 
 
Wunder 
Regierungspräsidium Tübingen 
- Planfeststellungsbehörde - 


